
Stellungnahme des Bundestagskandidaten der FDP, Tim Nusser, vom 11.9.21 zum 
Positionspapier der Parents-for-Future Heidelberg. Herr Nusser wurde per Mail um 
Stellungnahme zum Positionspapier gebeten.

1. Wirksame und gerechte CO2-Bepreisung
Als Freie Demokraten bekennen wir uns ausdrücklich zu den weitestgehenden Zielen des
Pariser Klimaschutzabkommens, die Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen. 
Dafür möchten wir das einzige Instrument, das in den Sektoren, auf das es angewandt 
wurde, die Klimaziele der letzten Jahrzehnte in Europa erreicht hat: den EU-
Emissionshandel. Wir setzen uns dafür ein, den EU-Emissionshandel schnellstmöglich 
auf alle Sektoren und idealerweise auch geographisch auszuweiten. Die Politik gibt vor, 
wie viel CO2 im Jahr ausgestoßen werden darf. Für den Ausstoß müssen Zertifikate 
erworben werden, die von Jahr zu Jahr weniger und damit teurer werden. Damit gibt es 
eine harte CO2(e)-Grenze, die sich am 1.5C Ziel orientiert. Statt lähmenden 
Mikromanagement mit hunderten Kleinmaßnahmen seitens des Staates, sorgt der 
Emissionshandel über die Marktsteuerung dafür, dass solche Kleinmaßnahmen ohnehin 
durch die Unternehmen und Menschen selbst durchgeführt werden. Zudem sorgt er für 
zusätzliche Innovationsanreize. Denn, und das hat der 1,5C special report des IPCC uns 
deutlich ins Stammbuch geschrieben, ohne Techniken, der Luft wieder CO2 zu entziehen,
ist ein Overshoot über 1,5C° oder sogar 2C° mit großer Sicherheit nicht mehr zu 
vermeiden. Daher muss Deutschland sich an der Speerspitze dieser 
Technologieentwicklung stellen. 
Weiterhin sollte der Weg zur Klimaneutralität in Deutschland und Europa starten, er ist 
aber erst beendet, wenn alle Emissionen weltweit einen einheitlichen 
marktwirtschaftlichen CO2 Preis haben. Wir Freien Demokraten wollen außerdem die 
Möglichkeit nutzen, Projekte in anderen Staaten zu finanzieren und die entsprechenden 
Treibhausreduktionen so international zu erreichen. Artikel 6 des Pariser Abkommens 
sieht eine solche Kooperation ausdrücklich vor, bisher verzichtet die EU allerdings auf 
diese Möglichkeit, dabei ist für das Weltklima irrelevant, ob der Ausstoß in Europa oder 
Asien eingespart wird – solange er es wird. Weiterhin muss sich die EU noch stärker für 
die Erhaltung und (wieder-)Erschaffung von Waldbeständen weltweit einsetzen 
(Beispielsweise durch REDD+).

2. EU-Green Deal unterstützen und umsetzen
Mit dem Europäischen Green Deal hat die EU-Kommission einen umfassenden Plan zur 
Umsetzung der Agenda 2030 sowie zur Transformation der europäischen Wirtschaft als 
Fundament einer nachhaltigen, CO2-neutralen Gesellschaft vorgelegt. Die deutsche 
Bundesregierung sollte diesen Weg nicht blockieren. Die im Green Deal vorgesehene 
Ausweitung des europaweiten CO2-Zertifikatehandels unterstützen wir explizit. Die 
Anpassung der EU-Klimaschutzziele und die damit verbundene Ambitionssteigerung auf 
55 Prozent Minderung gegenüber 1990 bis 2030 ist begrüßenswert. Zur Realisierung des
Green Deal im Verkehrssektor müssen zudem ausreichend finanzielle Mittel zur 
Verfügung stehen. Gleichzeitig sind wir davon überzeugt, dass die deutsche 
Bundesregierung in der Mobilität und in anderen Bereichen stärker auf 
Technologieoffenheit setzen sollte, beispielsweise indem synthetische Kraftstoffe aus 
erneuerbaren Energien regulatorisch nicht länger benachteiligt werden.

3. Energiecharta-Vertrag beenden
Laut Experten ist der Energiecharta-Vertrag in der jetzigen Form nicht mit der Erreichung 
des 1,5 Grad Ziels zu vereinbaren. Sollten sich Unternehmen auf die Energiecharta 
berufen, könnten sich Strafzahlungen für Steuerzahler auf potenzielle Hunderte Milliarden
Euro summieren. Zudem enthält die Charta die sogenannte „Sunset-Klausel“. Sie besagt,
dass der Investorenschutz selbst bei Austritt eines Landes weitere 20 Jahre lang gilt.



Trotzdem brauchen Investoren Planungssicherheit, damit die Energiesicherheit für 
Privathaushalte und gewerbliche Betriebe nicht in Gefahr gerät. Die EU-Kommission hat 
deshalb einen Vorschlag vorgelegt, künftige Investitionen in Erdöl, Kohle und Gas 
weitgehend aus dem Vertrag zu nehmen. Investitionen etwa in erneuerbare Energien 
oder in Wasserstofftechnologien sollen geschützt bleiben. Da ein kurzfristiger Ausstieg 
aus dem Vertrag ohnehin nicht möglich ist, muss eine sinnvolle und realistische Lösung 
mit den Vertragspartnern verhandelt werden. Dabei muss mittelfristig die Macht der 
Energiekonzerne, klimaschützende Maßnahmen mit dem Damoklesschwert 
Entschädigungszahlen zu verhindern, zerschlagen werden.

4. CETA ablehnen – nur Handelsabkommen schließen, die Klimaschutz fördern
Die FDP ist für Freihandel, den wir gegen zunehmenden Protektionismus in der Welt, 
gerade auch von Populisten, verteidigen müssen. Denn freier Handel bringt allen, die 
daran beteiligt sind, mehr Wohlstand, in welchem Land auch immer. Auf Augenhöhe mit 
den USA, Russland oder China verhandelt Europa aber nur, wenn es mit einer Stimme 
spricht. Dafür darf es keinen Alleingang bzw. eine Verweigerungsrolle Deutschlands 
geben. Die Liberalen haben sich ausdrücklich für den Freihandel mit Kanada 
ausgesprochen. Ihre Einschätzung zu CETA teile ich auch explizit nicht, da die 
Einrichtung eines dauerhaften Investitionsschiedsgerichtshof eben als Abkehr von 
individuellen und intransparenteren ad-hoc-Verfahren darstellt und daher die Situation 
gegenüber der bisherigen Freihandelsabkommen massiv verbessert (Siehe 
Bestimmungen in Artikel 8.10). Darüber hinaus beinhaltet CETA in Artikel 8.9.1 eine klare
Anweisung an das Gericht dar, wie Investitionsschutzbestimmungen auszulegen sind. 
Dort ist festgeschrieben, dass sowohl die EU als auch Kanada „ihr Recht auf Regulierung
und Verwirklichung berechtigter politischer Ziele wie öffentliche Gesundheit, Sicherheit, 
Umweltschutz, öffentliche Sittlichkeit, Sozial- und Verbraucherschutz sowie Förderung 
und Schutz der kulturellen Vielfalt behalten.“ Weitere Bestimmungen, beispielsweise 
Artikel 8.9.4. und Artikel 8.10.4 beschneiden die potentielle Einschrittskraft des Gerichts 
weiter. 
Trotzdem setzte ich mich selbstverständlich dafür ein, unsere Handelsmacht dafür 
einzusetzen, CO2 Reduktionen auch bei unseren Handelspartnern zu bewirken.

5. Klimaschädliche Subventionen und Steuerprivilegien streichen
Grundsätzlich sind Subventionen und Sonderbehandlungen selbstverständlich 
schrittweise zurückzufahren und schlussendlich ganz zu eliminieren. Dies gilt für 
klimaschädliche Maßnahmen, wie auch für Agrarsubventionen, EEG-
Einspeisevergütungen, Rentensubventionen, E-Auto-Prämien und andere Subventionen. 
Ausnahmen sollten nur bei klarem Marktversagen, etwa beim Breitbandausbau oder aus 
wichtigen kulturpolitischen Gründen bestehen. Statt mit Subventionen sollte der Staat 
sich auf die Förderung der Technologieentwicklung (bspw. 
Batterie/Speichermöglichkeiten) und auf Bereitstellung der Infrastruktur (z.B. E-
Ladesäulen) konzentrieren.

6. Nachhaltige technische Produkte und deren Kennzeichnung ermöglichen
Aus meiner Warte sollte das „Recht auf Reparatur“ idealerweise auf europäischer Ebene 
zügig und einheitlich durchgesetzt werden. Ich begrüße daher die Abstimmungen im 
November 2020 und Februar 2021 im europäischen Parlament, die auch durch eine 
Mehrheit der liberalen Renew Europe Fraktion getragen wurden (auch wenn die FDP-
Abgeordneten dies nicht mitgetragen haben). Sollte eine europäische Lösung nicht in 
absehbarer Zeit möglich sein, so sollten wir nationale Gesetze verabschieden, die dann 
später nach europäischer Lösungsfindung wieder gestrichen werden sollten (bzw. ersetzt 
werden sollten). 
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